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1 Einleitung 
 
Mit diesen Benennungsregeln werden die Anforderungen sowie die Verfahrensweise für 
die Benennung von Organisationen als Technische Dienste in den Tätigkeitskategorien 
A, B und/oder D durch das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) festgelegt. 
 
Für alle Rechtskreise werden einheitliche Anforderungen an den Technischen Dienst gestellt, 
sofern in diesen Regeln nichts anderes festgelegt ist.  
 
Alle Festlegungen in diesem Dokument einschließlich der Fußnoten, Anlagen und mitgeltenden 
Dokumenten/Informationen sind verbindlich, sofern das nicht ausdrücklich anders dargestellt ist. 
 
Sofern nicht ausdrücklich ein Revisionsstand angegeben ist, gelten die zum Zeitpunkt der 
Leistungserbringung bzw. Bewertung aktuellen Revisionen. 
 
In allen Aufzählungen gilt, sofern nicht anders dargestellt, die UND-Verknüpfung. 
 
Die Benennungsregeln, deren mitgeltenden Dokumente und weitere Informationen bezüglich 
der Benennung sind auf der Internetseite des KBA (www.kba.de) veröffentlicht. 
 
Alle Interessenten haben in gleicher Weise Zugang zu den Verfahren, die zur Benennung führen. 
 
 

2 Grundlagen 
 
Das KBA führt Bewertung, Benennung, Meldung (Notifizierung) und Überwachung Technischer 
Dienste durch. Vorhandene Akkreditierungen und Benennungen anderer Mitgliedstaaten werden 
angemessen berücksichtigt. 
 
Die Benennung erfolgt im Wesentlichen auf Grundlage folgender rechtlicher Vorgaben: 

- Verordnung über die Genehmigung und die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge  
Verordnung (VO) (EU) 2018/858 

- Verordnung über die Genehmigung und Marktüberwachung von land- und forstwirt-
schaftlichen Fahrzeugen  
VO (EU) 167/2013 

- Verordnung über die Genehmigung und Marktüberwachung von zwei- oder dreirädrigen 
und vierrädrigen Fahrzeugen  
VO (EU) 168/2013 

- UNECE-Übereinkommen von 1958 

- nationale Rechtsakte 

bzw. relevante Nachfolger-Rechtsakte. 
 
Es gelten u.a. das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), die EU-Datenschutzgrundverordnung 
(DS-GVO), das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) das Bundesgebührengesetz (BGebG) sowie 
sonstige relevante Rechtsakte. 
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Voraussetzung f¿r ein Verfahren zur Bewertung und Benennung eines Technischen Dienstes 
durch das KBA sind: 

- Sitz in der Europäischen Union bzw. in einem Drittland im Sinne der VO (EU) 2018/858 
Artikel 68 (5); für die Benennung zum Einzelgenehmigungsverfahren nach Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung (StVZO) ist der Sitz im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
erforderlich 

- Nachweis über die Rechtspersönlichkeit des Technischen Dienstes oder der ihm 
übergeordneten Organisation ï außer bei Technischen Diensten der Genehmigungs-
behörde 

- Nachweis über eine Haftpflichtversicherung für die durchzuführenden Tätigkeiten 

- Anerkennung dieser Benennungsregeln einschließlich der mitgeltenden Dokumente und 
Informationen. 
 

Ein Herstellerlabor kann bei Erfüllung dieser Bedingungen nur dann als Technischer Dienst 
benannt werden, wenn dies in den jeweiligen Rechtsakten gestattet ist. 
 
Die Benennung von Technischen Diensten hat den Zweck, die Kompetenz dieser Stellen für 
Prüfungen nach deutschen und internationalen Rechtsakten zu dokumentieren und das Ver-
trauen in die Prüfergebnisse dieser Stellen zu stärken. Dies wird durch einen Bescheid in Form 
einer Benennungsurkunde bescheinigt. Diese Benennung ist Voraussetzung für Aktivitäten in 
den Genehmigungs- und Marktüberwachungsverfahren des KBA und der Einzelgenehmigungs-
verfahren der Bundesländer. Das KBA führt die Aufsicht über die Technischen Dienste im Rah-
men der Benennung für Pr¿fungen im Einzelgenehmigungsverfahren. 
 
Entscheidungen zur Erst- und Re-Benennung, zur Erweiterung der Benennung auf neue 
Pr¿fgebiete, zur Aussetzung und zum Entzug der Benennung sowie zum Benennungsverfahren 
selbst trifft der Benennungsausschuss des KBA.  
 
 

3 Begriffsbestimmung 
 
Für diese Benennungsregeln einschließlich der enthaltenen Anlagen und der mitgeltenden  
Dokumente/Informationen gelten die Begriffsdefinitionen entsprechend VO (EU) 2018/858 und, 
sofern sich diese Verordnung darauf bezieht, die der EN ISO/IEC 17025, die gegebenenfalls 
entsprechend der nachfolgenden Definition präzisiert werden. Verweise der Rahmenverordnung 
sind immer in Bezug auf den jeweils gültigen Stand der EN ISO/IEC 17025 zu verstehen.  
 
Außerdem werden die folgenden Begriffe verwendet: 
 
Akkreditierung: Bestätigung durch eine Akkreditierungsstelle im Sinne der VO (EG) 765/2008, 
dass das Prüflabor/die Inspektionsstelle kompetent ist, unter Anwendung eines Qualitätsmana-
gementsystems nach EN ISO/IEC 17025 und/oder EN ISO/IEC 17020 Prüfungen bzw. Inspek-
tionen in einem definierten Scope durchzuführen.  
 
Aussetzung: befristete teilweise oder vollständige Aberkennung der mit der Benennung 
verbundenen Rechte durch das KBA. 
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Beendigung der Benennung: dauerhafte und vollständige Aberkennung der mit der Benen-
nung verbundenen Rechte durch Rücknahme oder Widerruf durch das KBA (§§ 48 und 49 
VwVfG) oder Beendigung auf Antrag des Technischen Dienstes. 
 
Benennung: Erteilung der Berechtigung, als Technischer Dienst Prüfverfahren in einem defi-
nierten Scope durchzuführen bzw. zu beaufsichtigen. Im Ergebnis ist der Technische Dienst 
berechtigt, Prüfberichte für die Genehmigungs- und Marktüberwachungsverfahren des KBA 
und der Bundesländer zu erstellen. Der in der EG-FGV in diesem Zusammenhang verwendete 
Begriff der Anerkennung ist gleichbedeutend. 
 
Benennungsausschuss: Gremium des KBA, das über wesentliche Elemente des 
Benennungsverfahrens entscheidet.  
 
Benennungsverfahren: Verfahren zur Bewertung, Überwachung und Wiederbewertung von 
Technischen Diensten durch das KBA. 
 

Verfahren 

Akkreditiert 
Prüfung  

durch KBA QMS  
(EN ISO/IEC 17025/17020) 

Prüfverfahren 

Benennung auf Basis  
einer vollständigen  
Akkreditierung (BVA) 

Vollständig Vollständig GRA 

Benennung auf einer  
teilweisen Akkreditierung 
(BTA) 

Teilweise Teilweise Delta1 und GRA 

Benennung ohne  
Akkreditierung (BOA) 

Nein Nein Vollständig1 

 
Wenn der Technische Dienst vollständig nach EN ISO/IEC 17025 akkreditiert ist, wird die 
Methodik des Verfahrens BVA angewendet. Das KBA prüft die zusätzlichen Forderungen zur 
vorhandenen Akkreditierung. 
 
Der Akkreditierung kann eine Benennung durch einen anderen EU-Mitgliedsstaat gleichgestellt 
werden.  
 
Benennungsrelevanter Stand des Rechtsakts: Urfassung eines Rechtsaktes oder Ände-
rungsstand, der wesentlich andere Anforderungen an Kompetenz und/oder Ausstattung eines 
Technischen Dienstes stellt. Alle folgenden Änderungen im Rechtsakt sind so lange in die Be-
nennung eingeschlossen, bis das KBA einen neuen benennungsrelevanten Stand im aktuellen 
Kennzahlenkatalog veröffentlicht. Sofern nicht anders bestimmt, gelten frühere Fassungen des 
Rechtsakts ebenfalls als benannt. Der benennungsrelevante Stand kann sich vom genehmi-
gungsrelevanten Stand unterscheiden. 
 
  

                                                 
1  Bei Erst und Re-Benennungen zusammen mit einem gemeinsamen Team. 
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Bewertung: Überprüfung Technischer Dienste durch Vor-Ort-Begutachtung und andere Maß-
nahmen und Einschätzung der Ergebnisse. 
 
BGebG: Bundesgebührengesetz 
 
Einschränkung: Zeitweilige oder dauerhafte Reduzierung des Umfangs der Benennung durch 
das KBA oder auf Antrag des Technischen Dienstes. 
 
Fachexperte/Fachexpertin: Person, die bei einem Technischen Dienst angestellt ist, oder einen 
Vertrag mit einem Technischen Dienst hat, eine spezielle Qualifikation oder Berechtigung besitzt 
und vom Technischen Dienst für die Erfüllung bestimmter Teilaufgaben nachweislich autorisiert 
ist. Der Fachexperte/die Fachexpertin unterschreibt in den Prüfaufzeichnungen für die ordnungs-
gemäße Durchführung und die Richtigkeit der Daten im von ihm/ihr verantworteten Teil der Prü-
fung. Die Unterschrift des Unterschriftsberechtigten bestätigt die sachgerechte Ausführung der 
Gesamtprüfung und damit auch den Einsatz des Fachexperten bei dieser Prüfung. 
 
Sofern Auditoren/Auditorinnen für Managementsysteme als Fachexperten eingesetzt werden, 
bestätigen sie mit ihrer Unterschrift die sachgerechte Durchführung der Prüfung (des Audits) 
entsprechend den einschlägigen Normen für die Bewertung von Managementsystemen. 
 
Feststellung: Ergebnis der Bewertung der zusammengestellten Nachweise in Bezug auf be-
nennungsrelevante Anforderungen. Sie zeigt die Erfüllung oder die Nichterfüllung der Anforde-
rungen auf. Neben der neutralen Feststellung der Erfüllung einer Anforderung wird zwischen 
Hauptabweichung, Nebenabweichung, Verbesserungspotential und positiver Feststellung  
unterschieden: 

Hauptabweichung: Nichtkonformität, die mindestens einen der folgenden Punkte betrifft: 

- Fehlende oder unzureichende Umsetzung von Forderungen der Benennungsgrundlagen 

- erhebliche Beeinträchtigung des Vertrauens in ein wirksames Qualitätsmanagement-
system, das den Benennungsregeln entspricht 

- erhebliche Zweifel an der Qualität von Prüfungen, an Entscheidungen im Ergebnis von 
Prüfungen oder an Prüfberichten 

- eine Abweichung bezüglich der Wirksamkeit von Korrekturmaßnahmen aus den 
zurückliegenden 5 Jahren, die wiederholt festgestellt wurde. 

Eine Hauptabweichung führt zu einem Aussetzungsverfahren, wenn sie nicht fristgerecht 
abgeschlossen wird bzw. hemmt die (Re-) Benennung. Sie wird regelmäßig durch eine Vor-
Ort-Begutachtung abgeschlossen. 

Nebenabweichung: Unzulänglichkeit bei der Erfüllung von Forderungen der Benennungs-
grundlagen, die das Vertrauen in ein wirksames Qualitätsmanagementsystem und in ord-
nungsgemäße Prüfungen und Prüfberichte nicht grundsätzlich in Frage stellt. Verbesse-
rungspotenzial, das nicht bewertet worden ist, führt zu einer Nebenabweichung in Bezug 
auf den Verbesserungsprozess. Nebenabweichungen hemmen die Erstbenennung. Sie 
führen zu einem Aussetzungsverfahren, wenn sie nicht fristgerecht abgeschlossen werden. 
Wenn durch die Anzahl der Nebenabweichungen auf ein Versagen des Qualitätsmanage-
mentsystems geschlossen werden muss, führt das zu den Folgen wie bei einer Hauptab-
weichung.  

Verbesserungspotenzial: Möglichkeiten zur Verbesserung bei grundsätzlicher Erfüllung 
der Anforderung.  

Positive Feststellung: Erfüllung der Anforderungen über das zu erwartende Maß hinaus. 
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Fremde/Externe Daten: Daten aus Quellen außerhalb des Technischen Dienstes, die in die 
Bewertung des zu prüfenden Objekts einfließen. 
 
Gemeinsames Bewertungsteam: Begutachterteam entsprechend VO (EU) 2018/858 Arti-
kel 73 Abs. 4. 
 
Genehmigungsrelevante Anforderungen (GRA): Anforderungen des KBA an Hersteller und 
Technische Dienste im deutschen Typgenehmigungsverfahren.  
 
Genehmigungsrelevanter Stand eines Rechtsakts: Stand eines Rechtsakts, nach dem Prü-
fungen im Genehmigungsverfahren ausgeführt werden müssen. Im Allgemeinen handelt es sich 
hierbei um den neuesten Stand eines Rechtsakts. Dieser kann sich vom benennungsrelevanten 
Stand unterscheiden. 
 
Geschäftsstelle: Standort des Technischen Dienstes, von dem aus die Umsetzung der aus der 
Benennung resultierenden Rechte und Pflichten des Technischen Dienstes organisiert und 
überwacht wird.  
 
Herstellerlabor: Labor eines Genehmigungsinhabers. 
 
ISGQ: Informationssystem Gutachtenqualität 
 
Kennzahlenkatalog: Zusammenstellung der Prüfverfahren, für die eine Benennung durch das 
KBA möglich ist.  
 
Kompetenzfeld: Einheit von mehreren Prüfumfängen aus demselben Prüfgebiet, die sich 
wesentlich von den sonstigen Kompetenzanforderungen in diesem Prüfgebiet unterscheidet. 
 
Notifizierung: Meldung über die Benennung des Technischen Dienstes an die europäische 
Kommission für Prüfverfahren nach EU-Rechtsakten und an das Sekretariat der UNECE für 
Prüfverfahren nach UNECE-Rechtsakten. 
 
Prüfdaten: Sämtliche Daten, die bei der Prüfung erhoben werden und nachvollziehbar zum Er-
gebnis der Prüfung führen. Darunter werden auch Teilprüfberichte, Prüfberichte, etc. verstanden. 
 
Prüfort: Ort, an dem ein Prüfverfahren durchgeführt bzw. beaufsichtigt wird. Dieser kann mit 
der Geschäftsstelle oder mit einem Standort identisch sein. 
 
QM: Qualitätsmanagement 
 
Rechnerisches (computergestütztes) Verfahren: Computersimulationen und sonstige rech-
nergestützte Berechnungen, die von im Genehmigungsverfahren relevanten Rechtsakten zuge-
lassen, jedoch nicht in den Rechtsakten als virtuelle Verfahren gelistet sind. Konkrete Berech-
nungsvorgaben (z. B. Formeln) der Rechtsakte sind keine rechnerischen Verfahren im Sinne 
dieser Definition. Verwendung von rechnerischen Verfahren ist der Benennungsstelle zu mel-
den.  
 
Scope: Umfang an Tätigkeitskategorien, Prüfverfahren entsprechend des Kennzahlenkatalogs 
und Standorten, für die der Technische Dienst benannt ist bzw. die Benennung beantragen kann.  
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Standort: Stelle eines Technischen Dienstes, die nach dem einheitlichen QM-System des 
Technischen Dienstes arbeitet. Dem Standort ist organisatorisch mindestens ein Unterschrifts-
berechtigter für jeden Scope zugeordnet, für den der Standort benannt ist. Der Standort wird auf 
der Benennungsurkunde mit dem entsprechenden Scope ausgewiesen und ist in die Überwa-
chung einbezogen. 
 
Standortregion: Geografische Region mit Standorten. Jede geografische Region, in der sich 
Unterschriftsberechtigte längerfristig aufhalten, umfasst mindestens einen Standort. Standorte 
im Ausland bilden mindestens eine zusätzliche Standortregion. Im Übrigen wird grundsätzlich je 
Kontinent mit Standorten des Technischen Dienstes mindestens eine Standortregion gebildet. 
Details werden zwischen KBA und dem Technischen Dienst abgestimmt. 
 
Tätigkeitskategorie: s. Anlage 2 
 
Technischer Dienst (TD): Organisation oder Stelle, die von der Genehmigungsbehörde für die 
Durchführung und/oder Beaufsichtigung von Prüfungen, die im KBA-Typgenehmigungs- und 
Marktüberwachungsverfahren anerkannt werden können, benannt wurde. Hier und im Folgen-
den werden unter dem Begriff ĂTechnischer Dienstñ auch Antragsteller im Benennungsverfahren 
verstanden. 
 
TGV: Typgenehmigungsverfahren  
 
Überwachung: Überprüfung der ursprünglichen Bewertung im Sinne der VO (EU) 2018/858, 
Artikel 76. Diese beinhaltet neben der kontinuierlichen Bewertung der aus der Benennung resul-
tierenden Pflichten und der sonstigen Informationen über die Tätigkeit des Technischen Diens-
tes Vor-Ort-Bewertungen. In welchen zeitlichen Abständen Vor-Ort-Bewertungen durchgeführt 
werden, hängt von der nachgewiesenen Stabilität ab, die der Technische Dienst erreicht hat. 
Sie erfolgen spätestens nach 30 Monaten (Ü), weniger umfangreich als Erst- oder Wiederbe-
wertung, bzw. weiteren 30 Monaten als Wiederbewertung (ÜW) in Anlehnung an die Erstbe-
wertung unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus vorangegangenen Bewertungen zur Er-
neuerung der Benennung. Zusätzliche Maßnahmen werden nach Ermessen des KBA festge-
legt. 
 
UNECE: United Nations Economics Commission for Europe 
 
Unterschriftsberechtigte(r): Person mit Anstellung bei einem Technischen Dienst oder einer 
vertraglichen Regelung mit dem Technischen Dienst, die die Anforderungen nach Anlage 4  
erfüllt. Sie wird vom Leiter/von der Leiterin des Technischen Dienstes berufen und überwacht. 
Der/die Unterschriftsberechtigte ist in den wichtigsten Phasen der Prüfung vor Ort anwesend, 
übernimmt die volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung, bewer-
tet das Ergebnis der Prüfung und zeichnet dafür und für die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Angaben im Prüfbericht. 
 
Virtuelles Prüfverfahren: Computersimulation und -berechnung, die in einem Rechtsakt aus-
drücklich als virtuelles Verfahren bezeichnet wird und besonderen Bedingungen (vgl. z. B. 
VO (EU) 2018/858, Anhang VIII) unterliegt. 
 
VO: Verordnung 
 
VwVfG: Verwaltungsverfahrensgesetz 
 
Vor-Ort-Begutachtung: Überprüfung in den Räumlichkeiten des Technischen Dienstes 
(Geschäftsstelle und/oder Standort) bzw. an einem Prüfort des Technischen Dienstes.  
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Witness-Begutachtung: Begleitung einer Prüfung durch Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen des KBA 
oder dessen Beauftragte mit dem Ziel, Folgendes zu bewerten: 

- die Durchführung der Prüfverfahren 

- die Kompetenz des Prüfers/der Prüferin 

- die Prüfbedingungen 

- die Umsetzung der sonstigen aus dem QM-System des Technischen Dienstes 
resultierenden Festlegungen 

- die Umsetzung der Forderungen dieser Benennungsregeln. 
 

 

4 Bewertung, Benennung, Erneuerung der Benennung und Überwachung 
Technischer Dienste 

 
Der Ablauf der Benennung der Technischen Dienste durch das KBA ist in Anlage 1 dargestellt. 
 
Der Antragsteller beantragt die Benennung als Technischer Dienst und die damit verbundene 
Überwachung über 5 Jahre.  
 
Auf Grundlage der eingereichten Antragsunterlagen und unter Berücksichtigung von vorhande-
nen Akkreditierungen und Benennungen anderer Typgenehmigungsbehörden wird entschieden, 
ob eine Bewertung mit einem gemeinsamen Bewertungsteam gemäß VO (EU) 2018/858 Artikel 
73 oder eine Bewertung nur durch Begutachter des KBA stattfindet und welchen Umfang die 
Begutachtung hat.  
 
Nach positiver Bewertung der Organisation und ihrer Standorte wird eine Entscheidung über die 
Benennung als Technischer Dienst für Prüfverfahren, die im Kennzahlenkatalog gelistet sind, 
getroffen. Die Entscheidung umfasst die Zuordnung der Tätigkeitskategorien A, B, und/oder D 
im Sinne der EU- und UN-Rechtsakte zu den Prüfverfahren. Auf Antrag kann auch die Kompe-
tenz für virtuelles und/oder rechnerisches Prüfen benannt werden. 
 
Die Benennung erfolgt grundsätzlich nur für komplette Rechtsakte bzw. Teile davon, die zu 
Genehmigungen führen.  
 
Sofern ein Rechtsakt durch einen anderen Rechtsakt abgelöst worden ist und dieser neue 
Rechtsakt die bisherigen Anforderungen an die Kompetenz des Technischen Dienstes ein-
schließt, gilt auch der bisherige Rechtsakt als benannt.  
 
Neue Versionen eines Rechtsaktes, die keine neuen Anforderungen an die Kompetenz beinhal-
ten, gelten ebenfalls als benannt (s. auch Definition des benennungsrelevanten Standes). 
 
Der benannte Technische Dienst erhält einen Bescheid in Form einer Benennungsurkunde und 
wird notifiziert.  
 
Es erfolgt eine fortlaufende Überwachung der Technischen Dienste, um die Einhaltung der aus 
den Benennungsregeln resultierenden Anforderungen sicherzustellen. Sofern die Benennung 
ganz oder teilweise auf einer Akkreditierung oder weiteren Benennung basiert, hat der Techni-
sche Dienst die entsprechende Bescheinigung und auf Anforderung die Begutachtungsberichte 
der jeweiligen Stelle in Deutsch oder Englisch vorzulegen. 
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Spätestens aller 30 Monate bewertet das KBA durch eine Vor-Ort-Überwachung, ob der Techni-
sche Dienst weiterhin den Anforderungen entspricht.  
 
Die Gültigkeit der Benennung ist auf fünf Jahre befristet. Bei Berücksichtigung einer Akkredi-
tierung oder anderen Benennung ist die Gültigkeit der Benennung an das Fortbestehen der 
Akkreditierung oder anderen Benennung im relevanten Bereich gebunden.  
 
Die Benennung als Technischer Dienst wird zum Ablauf ihrer Gültigkeit auf Antrag erst erneuert, 
nachdem das KBA festgestellt hat, dass der Technische Dienst die Anforderungen der Benen-
nungsregeln des KBA nach wie vor erfüllt. Bei der Wiederbewertung werden die Erkenntnisse 
aus vorangegangen Bewertungen berücksichtigt. 
 
 

5 Notifizierung  
 

Der benannte Technische Dienst wird für Prüfverfahren nach EU-Rechtsakten bei der Euro-
päischen Kommission und für Prüfverfahren nach UN-Regelungen beim UNECE-Sekretariat 
notifiziert. Außerdem wird die Benennung für internationale Rechtsakte und für die Prüfung 
des Gesamtfahrzeugs im Internet veröffentlicht.  
 

Die Benennung und Notifizierung erfolgt für den in der Urkunde angegebenen Rechtsakt. Die 
Benennung umfasst über den in der Urkunde eingetragenen Stand des Rechtsakts hinaus alle 
weiteren Stände bis zur Veröffentlichung eines neuen benennungstechnisch relevanten Stan-
des durch das KBA. 
 
 

6 Änderungen von Benennungen 
 

Technische Dienste können eine bestehende Benennung ändern lassen. Dafür muss das 
Formular ĂAntrag zur Benennung für Technische Dienste (A, B, D)ñ genutzt werden. Ände-
rungen können Einschränkungen oder Erweiterungen der Benennung sein. Über den Um-
fang der Bewertung entscheidet das KBA. 
 

Änderungen werden notifiziert. 
 
 

7 Einschränkung, Aussetzung, Beendigung der Benennung 
 

Der Technische Dienst kann jederzeit per Antrag die vollständige oder teilweise Aussetzung 
oder Beendigung der Benennung mit sofortiger Wirkung verlangen.  
 

Stellt das KBA fest, dass ein Technischer Dienst alle oder einzelne Anforderungen der Benen-
nungsregeln nicht mehr erfüllt, schränkt es die Benennung gegebenenfalls ein, setzt sie aus 
oder beendet sie, je nach dem Ausmaß der Nichterfüllung dieser Anforderungen.  
 

Während der Einschränkung oder Aussetzung hat die benannte Stelle Gelegenheit, die für die 
Benennung notwendigen Voraussetzungen wiederherzustellen.  
 

  














































